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Drucksache 153 


Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Privatwirtschaftlidies Fernsehen 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Trifft es zu, daß das Bundespostministerium einer privat- 
wirtschaftlichen Fernsehgesellschaft den Betrieb eines soge- 
nannten „Freien Fernsehens" ermöglichen will? 

2. Trifft es zu, daß die Bundespost der Arbeitsgemeinschaft 
der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten im Oktober 1957 
mitgeteilt hat, es seien keine Gespräche über die Zuteilung 
von Frequenzen aus den Bereichen IV und V an private 
Wirtschaftsgruppen geführt worden; es sei auch nicht be- 
absichtigt, Rundfunksendegenehmigungen an Erwerbsunter- 
nehmungen zu erteilen? 

3. Trifft es zu, daß die Bundespost einen Antrag der Arbeits- 
gemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
der Bundesrepublik Deutschland (ARD) auf Zuweisung der 
Frequenzbereiche IV und V abgelehnt hat, weil die Bundes- 
post diese Frequenzbereiche ganz oder teilweise für Bun- 
dessender reservieren will, über die ein privates Werbe- 
fernsehprogramm ausgestrahlt wird? 

4. Befürchtet die Bundesregierung nicht, daß die Zulassung 
eines privatwirtschaftlichen Werbefernsehens durch den Bund 
die Kulturhoheit der Länder (Artikel 30 GG) verletzt und 
daß deshalb das Bundesverfassungsgericht angerufen werden 
könnte ? 

5. Ist sich die Bundesregierung darüber klar, daß durch die 
Zulassung eines privatwirtschaftlichen Werbefernsehens 
zugunsten einiger weniger Großunternehmen eine Gefähr- 
dung der mittleren und kleineren selbständigen Existenzen 
herbeigeführt wird? 

Würde diese Maßnahme darüber hinaus nicht eine Ein- 
engung der wirtschaftlichen Grundlage der Presse und damit 
eine Gefährdung ihrer publizistischen Unabhängigkeit be- 
deuten? 


Bonn, den 25. Januar 1958 
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